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Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins 
 

durch den Strafrechtsausschuss 
 

zur 
 

Formulierung eines einheitlichen Informationsblattes 
über bestehende Rechte im Strafverfahren 

("Letter of Rights") 
 
 
 
 

Mitglieder des Ausschusses: 
 
Rechtsanwalt Dr. Stefan König, Berlin (Vorsitz) 
Rechtsanwalt Dr. h.c. Rüdiger Deckers, Düsseldorf 
Rechtsanwältin Dr. Gina Greeve, Frankfurt a.M. (Berichterstatterin) 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Rainer Hamm, Frankfurt a.M.  
Rechtsanwältin Gabriele Jansen, Köln 
Rechtsanwalt Eberhard Kempf, Frankfurt a.M. 
Rechtsanwältin Gül Pinar, Hamburg  
Rechtsanwalt Michael Rosenthal, Karlsruhe  
Rechtsanwalt Martin Rubbert, Berlin  
Rechtsanwältin Dr. Heide Sandkuhl, Potsdam  
Rechtsanwalt Dr. Rainer Spatscheck, München  
 
Zuständig in der DAV-Geschäftsführung: 
 
Rechtsanwalt Peter Altemeier, DAV-Berlin 
 

http://www.anwaltverein.de/
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Verteiler: 
 

 Bundesministerium des Innern 

 Bundesministerium der Justiz  

 Rechtsausschuss, Innenausschuss des Deutschen Bundestages 

 Vorsitzender des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages, Andreas Schmidt 

 Vorsitzender des Innenausschusses des Deutschen Bundestages, Sebastian Edathy 

 Landesjustizverwaltungen 

 Bundesgerichtshof 

 Bundesanwaltschaft 
 

 Generaldirektion Justiz, Freiheit und Sicherheit 

 Europäisches Parlament:  

- Ausschuss für Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 

- Rechtsausschuss 
 

 Rat der Europäischen Union 

 Ständige Vertretung Deutschlands bei der EU 

 Justizreferenten der Landesvertretungen 

 Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE) 
 

 Vorstand des Deutschen Anwaltvereins 

 Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins  

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

 Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

 Geschäftsführender Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des Deutschen Anwaltvereins 

 Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer 

 Vorsitzende des Strafrechtsausschusses des KAV, BAV 

 Vorsitzender des Forums Junge Anwaltschaft des DAV 
 

 Deutscher Strafverteidiger e.V., Frau Regina Michalke 

 Regionale Strafverteidigervereinigungen 

 Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und -initiativen  
 

 Arbeitskreise Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 

 Deutscher Richterbund 
 

 Strafverteidiger-Forum (StraFo) 

 Neue Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 

 Strafverteidiger 
 

 Prof. Dr. Jürgen Wolter, Universität Mannheim 

 ÖTV, Abteilung Richterinnen und Richter 

 Deutscher Juristentag (Präsident und Generalsekretär) 

 Prof. Dr. Schöch, LMU München   
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit 65.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene. 

___________________________________________________________________ 

 

Der DAV begrüßt die Bestrebungen des Bundesministeriums der Justiz, ein in allen 
EU-Mitgliedstaaten einheitliches Informationsblatt ("Letter of Rights") zu verfassen, in 
dem die grundlegenden Verfahrensrechte aller Verdächtigen und Beschuldigten 
schriftlich aufgeführt werden und das den Betreffenden spätestens bei ihrer 
Festnahme überreicht werden muss. 
 
Die Initiative steht im Zusammenhang mit den Bemühungen der Europäischen 
Kommission, nach geltendem Recht bestehende Mindeststandards in Strafverfahren 
transparent zu machen, im Zusammenhang darzustellen und auf diese Weise zu 
deren Effektivierung beizutragen (vgl. Grünbuch Verfahrensgarantien in 
Strafverfahren innerhalb der Europäischen Union (KOM (2003) 75 endg.). 
 
Eine Einigung auf Mindeststandards für Verfahrensrechte konnte in der 
Europäischen Union bislang nicht erreicht werden. Der DAV unterstützt daher die 
Bemühungen zur Formulierung eines „Letter of Rights“, der allen Personen, die 
festgenommen werden, bei ihrer Festnahme und vor ihrer Befragung oder 
Vernehmung auszuhändigen ist. 
 
Das Bundesministerium der Justiz wird aufgefordert, sich für eine Verbreitung des 
„Letter of Rights“ in allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland sowie in den EU-
Mitgliedsstaaten einzusetzen. 
 
Nach Ansicht des DAV muss in einem „Letter of Rights“ enthalten sein: 
 
- Aufklärung über den Grund der Festnahme, insbesondere über den konkreten 

Tatvorwurf 
- Hinweis auf das Schweigerecht und darauf, dass aus dem Schweigen keinerlei 

der verhafteten Person nachteilige Schlüsse gezogen werden dürfen 
- Hinweis auf die Bedeutung einer Aussage für das weitere Verfahren. 
- Hinweis auf die Möglichkeit der Hinzuziehung eines Rechtsbeistandes sowie die 

Einschaltung des anwaltlichen Notdienstes 
- Hinweis auf ärztliche Hilfe sowie 
- bei Ausländern:  

Hinweis auf das Recht, einen Dolmetscher – auch für Gespräche mit einem 
Rechtsbeistand – unentgeltlich hinzuziehen und 
Hinweis auf das Recht, die konsularische Vertretung zu benachrichtigen 
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Folgende Formulierungen sind daher in einen „Letter of Rights“ zwingend mit 
aufzunehmen: 
 
1. Grund der Festnahme 

 
Sie befinden sich im Polizeigewahrsam…..  
Grund für Ihre Festnahme ist….. 
Ihnen wird konkret vorgeworfen: 

 
2. Sie haben das Recht zu schweigen. Aus Ihrem Schweigen dürfen keinerlei für Sie 

nachteilige Schlüsse gezogen werden. Sie müssen lediglich Angaben zu Ihren 
Personalien machen. Sofern Sie Aussagen machen, erfolgen diese freiwillig und 
sind für das weitere Verfahren von erheblicher Bedeutung. Ihnen steht daher das 
Recht zu, vor einer Aussage mit einem Rechtsbeistand zu sprechen, den sie 
selbst auswählen können. 
 

3. Es wird Ihnen gestattet, mit einer Rechtsanwältin oder einem Rechtsanwalt Ihrer 
Wahl telefonisch Verbindung aufzunehmen. Die Rechtsanwältin bzw. der 
Rechtsanwalt kann Sie im Polizeigewahrsam besuchen.  

 
Wenn Sie keine Rechtsanwältin oder keinen Rechtsanwalt kennen oder keinen 
Ihnen bekannten erreichen, haben Sie auch die Möglichkeit, den 
Strafverteidigernotdienst in Anspruch zu nehmen. Er ist unter folgender 
Telefonnummer zu erreichen: …..  . Wenn Sie mit einer Rechtsanwältin oder 
einem Rechtsanwalt sprechen, ist dieser verpflichtet, über alles, was Sie ihm 
mitteilen, Stillschweigen zu wahren, solange Sie ihm nicht ausdrücklich gestatten, 
darüber mit anderen zu sprechen. 
 

4.  Sollten Sie ärztliche Hilfe benötigen, bitten wir um Mitteilung, damit eine Ärztin/ein 
Arzt hinzugezogen und diese bzw. dieser über Ihre Gewahrsamsfähigkeit 
entscheiden kann. 

 
5. Als Ausländerin/Ausländer können Sie verlangen, dass die zuständige 

konsularische Vertretung Ihres Heimatstaates unverzüglich über Ihre Festnahme 
unterrichtet wird und an die konsularische Vertretung gerichtete Mitteilungen 
unverzüglich weitergeleitet werden. Sie haben auch das Recht, die  Hinzuziehung 
eines Dolmetschers zu verlangen, der Befragungen und Vernehmungen in Ihre 
Sprache übersetzt. Auch für ein Gespräch mit einer Rechtsanwältin oder einem 
Rechtsanwalt können Sie einen Dolmetscher beanspruchen. Der Dolmetscher ist 
verpflichtet, über den Inhalt des Anwaltsgesprächs zu schweigen. Durch die 
Hinzuziehung eines Dolmetschers entstehen Ihnen keine Kosten. 

 
 


